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328 Zivilrechtliche Beſtimmungen .

8. Die baurechtlichen Beſtimmungen des Bürger⸗

lichen Geſetzbuchs , des Einführungsgeſetzes zum

BGB . ſowie des Badiſchen Ausführungsgeſetzes
zum BGB . ! )

A

In Betracht kommen aus dem am 1. Januar 1900 in Kraft

getretenen Bürgerlichen Geſetzbuch insbeſondere folgende Be⸗
ſtimmungen :

Beſtandteile einer Sache .

§ 93. 2. Beſtandteile einer Sache , die von einander nicht ge⸗
trennt werden können , ohne daß der eine oder der andere zerſtört

oder in ſeinem Weſen verändert wird ( weſentliche Beſtandteile ) ,
können nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein .

§S 94. Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks

gehören die mit dem Grund und Boden feſt verbundenen Sachen ,

insbeſondere Gebäude , ſowie die Erzeugniſſe des Grundſtücks , ſo

lange ſie mit dem Boden zuſammenhängen . Samen wird mit dem

Ausſäen , eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen weſentlicher Be⸗

ſtandteil eines Grundſtücks .
Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Gebäudes gehören die

zur Herſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen .

§ 95. Zu den Beſtandteilen eines Grundſtücks gehören ſolche

Sachen nicht , die nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem

Grund und Boden verbunden ſind . Das Gleiche gilt von einem

Gebäude oder andern Werke , das in Ausübung eines Rechts an

einem fremden Grundſtücke von dem Berechtigten mit dem Grund⸗

ſtücke verbunden worden iſt .
Sachen , die nur zu einem vorübergehenden Zwecke in ein Ge⸗

bäude eingefügt ſind , gehören nicht zu den Beſtandteilen des Ge⸗

bäudes .

9) Dieſe Vorſchriften ſind zivilrechtlicher Natur , d. h. es

kann ihre Beachtung auf polizeilichem Wege nicht erzwungen
werden , und Zuwiderhandlung iſt nicht ſtrafbar , es bleibt vielmehr
dem, der ſich durch eine Zuwiderhandlung verletzt glaubt , überlaſſen ,
ſein Recht bei den bürgerlichen Gerichten zu ſuchen . Vagl. 8 131
Abſatz 6 der Landesbauordnung .

Bei Prüfung der Baugeſuche durch den Bezirksbaukontrolleur
oder Ortsbaukontrolleur haben dieſe nur darauf zu achten , daß die

öffentlichen Vorſchriften Beachtung finden , und demgemäß nur Be⸗
dingungen zu beantragen , die ihre Grundlage im öffentlichen Recht

haben . Zivilrechtliche Verhältniſſe bleiben beim Entwurf der Be⸗

dingungen außer Betracht , wenn es auch nicht unangebracht iſt , die

Baupolizeibehörde darauf aufmerkſam zu machen , daß dem Bau⸗

vorhaben zivilrechtliche Hinderniſſe und welche entgegenſtehen .
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§ 96. Rechte , die mit dem Eigentum an einem Grundſtückeverbunden ſind , gelten als Beſtandteile des Grundſtücks .

Einſturz eines Gebäudes .

§ 836 . Haftung bei Einſturz eines Gebäudes . Wirddurch den Einſturz eines Gebäudes oder eines anderen mit einem
Grundſtücke verbundenen Werkes oder durch die Ablöſung vonTeilen des Gebäudes oder des Werkes ein Menſch getötet , der
Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sachebeſchädigt , ſo iſt der Beſitzer des Grundſtücks , ſofern der Einſturzoder die Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangel⸗
hafter Unterhaltung iſt , verpflichtet , dem Verletzten den daraus ent⸗
ſtehenden Schaden zu erſetzen . Die Erſatzpflicht tritt nicht ein , wennder Beſitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Ver⸗
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat .

Ein früherer Beſitzer des Grundſtücks iſt für den Schaden
verantwortlich , wenn der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines
Jahres nach der Beendigung ſeines Beſitzes eintritt , es ſei denn ,
daß er während ſeines Beſitzes die im Verkehr erforderliche Sorg⸗
falt beobachtet hat oder ein ſpäterer Beſitzer durch Beobachtung
dieſer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können .

Beſitzer im Sinne dieſer Vorſchriften iſt der Eigenbeſitzer .
§S 837 . Beſitzt Jemand auf einem fremden Grundſtück in

Ausübung eines Rechts ein Gebäude oder ein anderes Werk , ſo
trifft ihn an Stelle des Beſitzers des Grundſtücks die im § 836 be⸗
ſtimmte Verantwortlichkeit .

§S 838 . Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit
einem Grundſtücke verbundenen Werkes für den Beſitzer übernimmt
oder das Gebäude oder das Werk vermöge eines ihm zuſtehenden
Nutzungsrechts zu unterhalten hat , iſt für den durch den Einſturzoder die Ablöſung von Teilen verurſachten Schaden in gleicher
Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer .

Inhalt des Eigentums .

§ 903 . Der Eigentümer einer Sache kann , ſoweit nicht das
Geſetz oder Rechte Dritter entgegenſtehen , mit der Sache nach Be⸗
lieben verfahren und Andere von jeder Einwirkung ausſchließen .

Nothilfe .
§ 904 . Der Eigentümer einer Sache iſt nicht berechtigt , die

Einwirkung eines Anderen auf die Sache zu verbieten , wenn die
Einwirkung zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig
und der drohende Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem
Eigentümer entſtehenden Schaden unverhältnismäßig groß iſt . Der
Eigentümer kann Erſatz des ihm entſtehenden Schadens verlangen .
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330 Zivilrechtliche Beſtimmungen .

Grundeigentum .

§ 905 . Das Recht des Eigentümers eines Grundſtücks erſtreckt
ſich auf den Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper
unter der Oberfläche . Der Eigentümer kann jedoch Einwirkungen

nicht verbieten , die in ſolcher Höhe oder Tiefe vorgenommen werden ,
daß er an der Ausſchließung kein Intereſſe hat .

Nachbarrecht . ! )

§ 906 . Der Eigentümer eines Grundſtücks kann die Zuführung
von Gaſen , Dämpfen , Gerüchen , Rauch , Ruß , Wärme , Geräuſch ,
Erſchütterungen und ähnliche von einem andern Grundſtück aus⸗

gehende Einwirkungen inſoweit nicht verbieten , als die Einwirkung
die Benutzung ſeines Grundſtücks nicht oder nur unweſentlich beein⸗

trächtigt oder durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks her⸗
beigeführt wird , die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grund⸗

ſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt . Die Zuführung durch eine beſondere
Leitung iſt unzuläſſig .

907 . Der Eigentümer eines Grundſtücks kann verlangen ,
daß auf den Nachbargrundſtücken nicht Anlagen hergeſtellt oder ge⸗
halten werden , von denen mit Sicherheit vorauszuſehen iſt , daß ihr
Beſtand oder ihre Benützung eine unzuläſſige Einwirkung auf ſein
Grundſtück zur Folge hat . Genügt eine Anlage den landesgeſetzlichen
Vorſchriften , die einen beſtimmten Abſtand von der Grenze oder

ſonſtige Schutzmaßregeln vorſchreiben , ſo kann die Beſeitigung der

Anlage erſt verlangt werden , wenn die unzuläſſige Einwirkung tat⸗

ſächlich hervortritt .
Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im Sinne

dieſer Vorſchriften .
Drohender Einſturz .

§ 908 . Droht einem Grundſtücke die Gefahr , daß es durch
den Einſturz eines Gebäudes oder eines anderen Werkes , das mit
einem Nachbargrundſtücke verbunden iſt , oder durch die Ablöſung
von Teilen des Gebäudes oder des Werkes beſchädigt wird , ſo kann
der Eigentümer von demjenigen , welcher nach dem § 836 Abſ . 1
oder den 88 837 , 838 für den eintretenden Schaden verantwortlich
ſein würde , verlangen , daß er die zur Abwendung der Gefahr
erforderliche Vorkehrung trifft .

Vertiefung des Bodens .

§ 909 . Ein Grundſtück darf nicht in der Weiſe vertieft werden ,
daß der Boden des Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze ver⸗

1) Vergl . jedoch 8 26 der Gewerbeordnung . Darnach kann
gegenüber einer konzeſſionierten gewerblichen Anlage nicht auf Ein⸗
ſtellung des Betriebs , ſondern nur auf Herſtellung von Einrichtungen ,
welche die benachteiligende Einwirkung ausſchließen oder , wo ſolche
Einrichtungen untunlich oder mit einem gehörigen Betriebe des Ge⸗
werbes unvereinbar ſind , auf Schadloshaltung geklagt werden .
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liert , es ſei denn , daß für eine genügende anderweitige Befeſtigung
geſorgt iſt .

Überbau .

§ 912 . Hat der Eigentümer eines Grundſtücks bei der Er⸗
richtung eines Gebäudes über die Grenze gebaut , ohne daß ihm
Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt , ſo hat der Nachbarden Überbau zu dulden , es ſei denn , daß er vor oder ſofort nach
der Grenzüberſchreitung Widerſpruch erhoben hat .

Der Nachbar iſt durch eine Geldrente zu entſchädigen . Für die
Höhe der Rente iſt die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend .

§. 913 . Die Rente für den Überbau iſt dem jeweiligen Eigen⸗
tümer des Nachbargrundſtücks von dem jeweiligen Eigentümer des
anderen Grundſtücks zu entrichten .

Die Rente iſt jährlich im Voraus zu entrichten .

§ 914 . Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an dem
belaſteten Grundſtück , auch den älteren , vor . Es erliſcht mit der
Beſeitigung des Überbaues .

Das Recht wird nicht in das Grundbuch eingetragen . Zum
Verzicht auf das Recht , ſowie zur Feſtſtellung der Höhe der Rente
durch Vertrag iſt die Eintragung erforderlich .

Im übrigen finden die Vorſchriften Anwendung , die für eine
zu Gunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehende
Reallaſt gelten .

§ 915 . Der Rentenberechtigte kann jederzeit verlangen , daß
der Rentenpflichtige ihm gegen übertragung des Eigentums an dem
überbauten Teile des Grundſtücks den Wert erſetzt , den dieſer Teil
zur Zeit der Grenzüberſchreitung gehabt hat . Macht er von dieſer
Befugnis Gebrauch , ſo beſtimmen ſich die Rechte und Verpflichtungen
beider Teile nach den Vorſchriften über den Kauf .

Für die Zeit bis zur Übertragung des Eigentums iſt die Rente
fortzuentrichten .

§ 916 . Wird durch den Überbau ein Erbbaurecht oder eine
Dienſtbarkeit an dem Nachbargrundſtücke beeinträchtigt , ſo finden zu
Gunſten des Verechtigten die Vorſchriften der 88 912 —914 ent⸗
ſprechende Anwendung .

Notweg .
§ 917 . Fehlt einem Grundſtücke die zur ordnungsmäßigen

Benützung notwendige Verbindung mit einem öffentlichen Wege , ſo
kann der Eigentümer von den Nachbarn verlangen , daß ſie bis zur
Hebung des Mangels die Benutzung ihrer Grundſtücke zur Herſtellung
der erforderlichen Verbindung dulden . Die Richtung des Notwegs
und der Umfang des Benutzungsrechts werden erforderlichenfalls
durch Urteil beſtimmt .

Die Nachbarn , über deren Grundſtücke der Notweg führt , ſind
durch eine Geldrente zu entſchädigen . Die Vorſchriften des § 912
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Abſatz 2 Satz 2 und der 8§8 913, 914 , 916 finden entſprechende An⸗

wendung .

§ 918 . Die Verpflichtung zur Duldung des Notwegs tritt nicht
ein, wenn die bisherige Verbindung des Grundſtücks mit dem öffent⸗
lichen Wege durch eine willkürliche Handlung des Eigentümers auf⸗
gehoben wird .

Wird infolge der Veräußerung eines Teils des Grundſtücks
der veräußerte oder der zurückbehaltene Teil von der Verbindung
mit dem öffentlichen Wege abgeſchnitten , ſo hat der Eigentümer des⸗

jenigen Teils , über welchen die Verbindung bisher ſtattgefunden hat ,
den Notweg zu dulden . Der Veräußerung eines Teils ſteht die Ver⸗
äußerung eines von mehreren demſelben Eigentümer gehörenden
Grundſtücken gleich .

Grenze .

§ 919 . Der Eigentümer eines Grundſtücks kann von dem
Eigentümer eines Nachbargrundſtücks verlangen , daß dieſer zur Er⸗
richtung feſter Grenzzeichen und , wenn ein Grenzzeichen verrückt oder
unkenntlich geworden iſt , zur Wiederherſtellung mitwirkt .

Die Art der Abmarkung und das Verfahren beſtimmen ſich nach
den Landesgeſetzen ; enthalten dieſe keine Vorſchriften , ſo entſcheidet
die Ortsüblichkeit .

Die Koſten der Abmarkung ſind von den Beteiligten zu gleichen
Teilen zu tragen , ſofern nicht aus einem zwiſchen ihnen beſtehenden
Rechtsverhältniſſe ſich ein Anderes ergibt .

§ 920 . Läßt ſich im Falle einer Grenzverwirrung die richtige
Grenze nicht ermitteln , ſo iſt für die Abgrenzung der Beſitzſtand maß⸗
gebend . Kann der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden , ſo iſt jedem der
Grundſtücke ein gleich großes Stück der ſtreitigen Fläche zuzuteilen .

Soweit eine dieſen Vorſchriften entſprechende Beſtimmung der
Grenze zu einem Ergebniſſe führt , das mit den ermittelten Umſtänden ,
insbeſondere mit der feſtſtehenden Größe der Grundſtücke , nicht über⸗
einſtimmt , iſt die Grenze ſo zu ziehen , wie es unter Berückſichtigung
dieſer Umſtände der Billigkeit entſpricht .

§ 921 . Werden zwei Grundſtücke durch einen Zwiſchenraum ,
Rain , Winkel , einen Graben , eine Mauer , Hecke , Planke oder eine
andere Einrichtung , die zum Vorteil beider Grundſtücke dient , von
einander geſchieden , ſo wird vermutet , daß die Eigentümer der Grund⸗
ſtücke zur Benutzung der Einrichtung gemeinſchaftlich berechtigt ſeien ,
ſofern nicht äußere Merkmale darauf hinweiſen , daß die Einrichtung
einem der Nachbarn allein gehört .

§ 922 . Sind die Nachbarn zur Benutzung einer der im § 921
bezeichneten Einrichtungen gemeinſchaftlich berechtigt , ſo kann jeder
ſie zu dem Zwecke , der ſich aus ihrer Beſchaffenheit ergibt , inſoweit
benützen , als nicht die Mitbenutzung des andern beeinträchtigt wird .
Die Unterhaltungskoſten ſind von den Nachbarn zu gleichen Teilen
zu tragen . Solange einer der Nachbarn an dem Fortbeſtande der
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Einrichtung ein Intereſſe hat , darf ſie nicht ohne ſeine Zuſtimmungbeſeitigt oder geändert werden . Im übrigen beſtimmt ſich das Rechts⸗verhältnis zwiſchen den Nachbarn nach den Vorſchriften über die
Gemeinſchaft .

§ 924 . Die Anſprüche , die ſich aus den 88 907909 , 915,dem § 917 Abſ . 1, dem § 918 Abſ . 2, den §8 919 , 920 und dem
§ 923 Abſ . 2 ergeben , unterliegen nicht der Verjährung .
Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen .

Verbindung .
§ 946 . Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundſtückedergeſtalt verbunden , daß ſie weſentlicher Beſtandteil des Grundſtückswird , ſo erſtreckt ſich das Eigentum an dem Grundſtück auf dieſe Sache .
§ 947 . Werden bewegliche Sachen mit einander dergeſtaltverbunden , daß ſie weſentliche Beſtandteile einer einheitlichen Sachewerden , ſo werden die bisherigen Eigentümer Miteigentümer dieſerSache ; die Anteile beſtimmen ſich nach dem Verhältniſſe des Werts ,den die Sachen zur Zeit der Verbindung haben .
Iſt eine der Sachen als die Hauptſache anzuſehen , ſo erwirbt

ihr Eigentümer das Alleineigentum .

Vermiſchung .
§ 948 . Werden bewegliche Sachen mit einander untrennbar

vermiſcht oder vermengt , ſo finden die Vorſchriften des § 947 ent⸗
ſprechende Anwendung .

Der Untrennbarkeit ſteht es gleich , wenn die Trennung der
vermiſchten oder vermengten Sachen mit unverhältnismäßigen Koſtenverbunden ſein würde .

§. 949 . Erliſcht nach den 88 946 948 das Eigentum an einer
Sache , ſo erlöſchen auch die ſonſtigen an der Sache beſtehenden Rechte .Erwirbt der Eigentümer der belaſteten Sache Miteigentum , ſo beſtehendie Rechte an dem Anteile fort , der an die Stelle der Sache tritt .
Wird der Eigentümer der belaſteten Sache Alleineigentümer , ſo er⸗
ſtrecken ſich die Rechte auf die hinzutretende Sache .

Verarbeitung .
§ 950 . Wer durch Verarbeitung oder Umbildung eines oder

mehrerer Stoffe eine neue bewegliche Sache herſtellt , erwirbt das
Eigentum an der neuen Sache , ſofern nicht der Wert der Verarbeitungoder der Umbildung erheblich geringer iſt als der Wert des Stoffs .Als Verarbeitung gilt auch das Schreiben , Zeichnen , Malen , Drucken ,Gravieren oder eine ähnliche Bearbeitung der Oberfläche .

Mit dem Erwerbe des Eigentums an der neuen Sache erlöſchendie an dem Stoffe beſtehenden Rechte .
§ 951 . Wer infolge der Vorſchriften der §S§ 946 - 950 einen

Rechtsverluſt erleidet , kann von demjenigen , zu deſſen Gunſten die
Rechtsänderung eintritt , Vergütung in Geld nach den Vorſchriften
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über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern .

Die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes kann nicht verlangt

werden .
Die Vorſchriften über die Verpflichtung zum Schadenserſatze

wegen unerlaubter Handlungen ſowie die Vorſchriften über den Erſatz

von Verwendungen und über das Recht zur Wegnahme einer Ein⸗

richtung bleiben unberührt . In den Fällen der §88 946 , 947 iſt die

Wegnahme nach den für das Wegnahmerecht des Beſitzers gegenüber
dem Eigentümer geltenden Vorſchriften auch dann zuläſſig , wenn die

Verbindung nicht von dem Beſitzer der Hauptſache bewirkt worden iſt .

Anſpruch wegen Eigentumsſtörung ( Negatorienklage ) .
§ 1004 . Wird das Eigentum in anderer Weife als durch

Entziehung oder Vorenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt , ſo kann

der Eigentümer von dem Störer die Beſeitigung der Beeinträchtigung

verlangen . Sind weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen , ſo kann

der Eigentümer auf Unterlaſſung klagen .
Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen , wenn der Eigentümer zur

Duldung verpflichtet iſt .

Erbbaurecht . )

§S 1012 . Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden ,

daß demjenigen , zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt , das ver⸗

äußerliche und vererbliche Recht zuſteht , auf oder unter der Ober⸗

fläche des Grundſtücks ein Bauwerk zu haben ( Erbbaurecht ) .
§S 1013 . Das Erbbaurecht kann auf die Benutzung eines für

das Bauwerk nicht erforderlichen Teils des Grundſtücks erſtreckt
werden , wenn ſie für die Benutzung des Bauwerks Vorteil bietet .

§ 1014 . Die Beſchränkung des Erbbaurechts auf einen Teil

eines Bebäudes , insbeſondere ein Stockwerl , iſt unzuläſſig .

§ 1015 . Die zur Beſtellung des Erbbaurechts nach § 873 er⸗

forderliche Einigung des Eigentümers und des Erwerbers muß bei

gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt er⸗
klärt werden .

§S 1016 . Das Erbbaurecht erliſcht nicht dadurch , daß das
Bauwerk untergeht .

1017 . Für das Erbbaurecht gelten die ſich auf Grundſtücke
beziehenden Vorſchriften .

Die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus
dem' Eigentum geltenden Vorſchriften finden auf das Erbbaurecht
entſprechende Anwendung .

Grunddienſtbarkeiten .

8 1018 . Ein Grundſtück kann zu Gunſten des jeweiligen
Eigentümers eines anderen Grundſtücks in der Weiſe belaſtet werden ,

) Dieſes Rechtsinſtitut war dem badiſchen Landrecht fremd .
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daß dieſer das Grundſtück in einzelnen Beziehungen benützen darfoder daß auf dem Grundſtücke gewiſſe Handlungen nicht vorgenommenwerden dürfen , oder daß die Ausübung eines Rechts ausgeſchloſſeniſt , das ſich aus dem Eigentum an dem belaſteten Grundſtücke demanderen Grundſtücke gegenüber ergibt ( Grunddienſtbarkeit ) .
§ 1019 . Eine Grunddienſtbarkeit kann nur in einer Belaſtungbeſtehen , die für die Benützung des Grundſtücks des BerechtigtenVorteil bietet . Über das ſich hieraus ergebende Maß hinaus kannder Inhalt der Dienſtbarkeit nicht erſtreckt werden .
§. 1020 . Bei der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit hat der

Berechtigte das Intereſſe des Eigentümers des belaſteten Grund⸗
ſtücks tunlichſt zu ſchonen . Hält er zur Ausübung der Dienſtbarkeitauf dem belaſteten Grundſtücke eine Anlage , ſo hat er ſie in ord⸗
nungsmäßigem Zuſtande zu erhalten , ſoweit das Intereſſe des Eigen⸗tümers es erfordert .

§ 1021 . Gehört zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine
Anlage auf dem belaſteten Grundſtücke , ſo kann beſtimmt werden ,daß der Eigentümer dieſes Grundſtücks die Anlage zu unterhaltenhat , ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert . Steht dem
Eigentümer das Recht zur Mitbenützung der Anlage zu, ſo kann
beſtimmt werden , daß der Berechtigte die Anlage zu unterhalten hat ,
ſoweit es für das Benützungsrecht des Eigentümers erforderlich iſt .

Auf eine ſolche Unterhaltungspflicht finden die Vorſchriften über
die Reallaſten ! ) entſprechende Anwendung .

§ 1022 . Beſteht die Grunddienſtbarkeit in dem Rechte , aufeiner baulichen Anlage des belaſteten Grundſtücks eine bauliche An⸗
lage zu halten , ſo hat , wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt , der
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks ſeine Anlage zu unterhalten ,
ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert . Die Vorſchriftdes § 1021 Abſatz 2 gilt auch für dieſe Unterhaltungspflicht .

§ 1023 . Beſchränkt ſich die jeweilige Ausübung einer Grund⸗
dienſtbarkeit auf einen Teil des belaſteten Grundſtücks , ſo kann der
Eigentümer die Verlegung der Ausübung auf eine andere , für den
Berechtigten ebenſo geeignete Stelle verlangen , wenn die Ausübungan der bisherigen Stelle für ihn beſonders beſchwerlich iſt ; die
Koſten der Verlegung hat er zu tragen und vorzuſchießen . Dies
gilt auch dann , wenn der Teil des Grundſtücks , auf den ſich die
Ausübung beſchränkt , durch Rechtsgeſchäft beſtimmt iſt .

Das Recht auf die Verlegung kann nicht durch Rechtsgeſchäft
ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden .

§. 1024 . Trifft eine Grunddienſtbarkeit mit einer anderen
Grunddienſtbarkeit oder einem ſonſtigen Nutzungsrecht an dem Grund⸗
ſtücke dergeſtalt zuſammen , daß die Rechte neben einander nicht oder
nicht vollſtändig ausgeübt werden können , und haben die Rechte

Y 88 1105 —1112 BGB .
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gleichen Rang , ſo kann jeder Berechtigte eine den Intereſſen aller

Berechtigten nach billigem Ermeſſen entſprechende Regelung der

Ausübung verlangen .

1025 . Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt , ſo be⸗

ſteht die Grunddienſtbarkeit für die einzelnen Teile fort , die Aus⸗

übung iſt jedoch im Zweifel nur in der Weiſe zuläſſig , daß ſie für

den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht beſchwerlicher wird .

Gereicht die Dienſtbarkeit nur einem der Teile zum Vorteile , ſo er⸗

liſcht ſie für die übrigen Teile .

§ 1026 . Wird das belaſtete Grundſtück geteilt , ſo werden ,

wenn die Ausübung der Grunddienſtbarkeit auf einen beſtimmten

Teil des belaſteten Grundſtücks beſchränkt iſt , die Teile , welche außer⸗

halb des Bereichs der Ausübung liegen , von der Dienſtbarkeit frei .

§ 1027 . Wird eine Grunddienſtbarkeit beeinträchtigt , ſo ſtehen

dem Berechtigten die im §S 1004 beſtimmten Rechte zu.

§S 1028 . Iſt auf dem belaſteten Grundſtück eine Anlage , durch
welche die Grunddienſtbarkeit beeinträchtigt wird , errichtet worden ,

ſo unterliegt der Anſpruch des Berechtigten auf Beſeitigung der Be⸗

einträchtigung der Verjährung , auch wenn die Dienſtbarkeit im

Grundbuch eingetragen iſt . Mit der Verjährung des Anſpruchs er⸗

liſcht die Dienſtbarkeit , ſoweit der Beſtand der Anlage mit ihr in

Widerſpruch ſteht .
Die Vorſchriften des §S 892 finden keine Anwendung .

§ 1029 . Wird der Beſitzer eines Grundſtücks in der Aus⸗

übung einer für den Eigentümer im Grundbuch eingetragenen Grund⸗

dienſtbarkeit geſtört , ſo finden die für den Beſitzſchutz geltenden

Vorſchriften entſprechende Anwendung , ſoweit die Dienſtbarkeit inner⸗

halb eines Jahres vor der Störung , ſei es auch nur einmal , aus⸗

geübt worden iſt .

Nießbrauch an Sachen .

§ 1030 . Eine Sache kann in der Weiſe belaſtet werden , daß

derjenige , zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt , berechtigt iſt , die

Nutzungen der Sache zu ziehen ( Nießbrauch ) .
Der Nießbrauch kann durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen

beſchränkt werden .

§ 1031 . Mit dem Nießbrauch an einem Grundſtück erlangt
der Nießbraucher den Nießbrauch an dem Zubehöre nach den für
den Erwerb des Eigentums geltenden Vorſchriften des § 926 .

Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten .

§ 1090 ( Abſatz 1). Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet

werden , daß derjenige , zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt , be⸗
rechtigt iſt , das Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benützen ,
oder daß ihm eine ſonſtige Befugnis zuſteht , die den Inhalt einer

Grunddienſtbarkeit bilden kann ( beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit ) .
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§ 1091 . Der Umfang einer beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗barkeit beſtimmt ſich im Zweifel nach dem perſönlichen Bedürfniſſedes Berechtigten .

§ 1092 . Eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit iſt nicht
übertragbar . Die Ausübung der Dienſtbarkeit kann einem anderen
nur überlaſſen werden , wenn die Überlaſſung geſtattet iſt .

§S 1093 . Als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit kann auchdas Recht beſtellt werden , ein Gebäude oder einen Teil eines Ge⸗
bäudes unter Ausſchluß des Eigentümers als Wohnung zu benutzen .
Auf dieſes Recht finden die für den Nießbrauch geltenden Vor⸗
ſchriften der 88 1031 , 1034 , 1036 , des § 1037 Abſatz 1 und der
88 1041 , 1042 , 1044 , 1049 , 1050 , 1057 , 1062 entſprechende An⸗
wendung .

Der Berechtigte iſt befugt , ſeine Familie ſowie die zur ſtandes⸗
mäßigen Bedienung und zur Pflege erforderlichen Perſonen in die
Wohnung aufzunehmen .

Iſt das Recht auf einen Teil des Gebäudes beſchränkt , ſo kannder Berechtigte die zum gemeinſchaftlichen Gebrauche der Bewohnerbeſtimmten Anlagen und Einrichtungen mitbenutzen .

B.
Aus dem Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuchvom 18. Aug . 1896 ( Reichsgeſetzbl . 1896 S. 604 ff. ) kommen in

Betracht insbeſondere :
Artikel 111 . Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗

ſchriften , welche im öffentlichen Intereſſe das Eigentum in Anſehung
tatſächlicher Verfügungen beſchränken. !)

Artikel 113 . Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriftenüber die Zuſammenlegung von Grundſtücken , über die Gemeinheits⸗teilung , die Regulierung der Wege , die Ordnung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe , ſowie über die Ablöſung , Umwandlung oder
Einſchränkung von Dienſtbarkeiten und Reallaſten . Dies gilt ins⸗
beſondere auch von den Vorſchriften , welche die durch ein Verfahren
dieſer Art begründeten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zum Gegen⸗ſtande haben oder welche ſich auf den Erwerb des Eigentums , aufdie Begründung , Anderung und Aufhebung von anderen Rechten an
Grundſtücken und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen .

Artikel 124 . Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen ?) Vor⸗
ſchriften , welche das Eigentum an Grundſtücken zugunſten der Nach⸗barn noch anderen als den im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmten

) Für Baden kommen das Ortsſtraßengeſetz , das Straßengeſetz ,das Forſtgeſetz und das Waſſergeſetz , deren hierher gehörige Beſtim⸗
mungen in dieſem Buch abgedruckt ſind , in Betracht .

) Vergl . die nachſtehend abgedruckten Artikel 13 —24 des Aus⸗
führ . ⸗Geſ. zum BGB .

Schluſſer - Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 22
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Beſchränkungen unterwerfen . Dies gilt insbeſondere auch von den

Vorſchriften , nach welchen Anlagen ſowie Bäume und Sträucher nur

in einem beſtimmten Abſtande von der Grenze gehalten werden dürfen .

Artikel 181 . Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗

lichen Geſetzbuchs beſtehende Eigentum finden von dieſer Zeit an die

Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung .
Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs

das Eigentum an einer Sache Mehreren nicht, nach Bruchteilen zu
oder iſt zu dieſer Zeit ein Sondereigentum an ſtehenden Erzeugniſſen
eines Grundſtücks , insbeſondere an Bäumen , begründet , ſo bleiben

dieſe Rechte beſtehen .

Artikel 182 . Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen

Geſetzbuchs beſtehende Stockwerkseigentum bleibt beſtehen . Das

Rechtsverhältnis der Beteiligten unter einander beſtimmt ſich nach
den bisherigen Geſetzen .

5

Aus dem Geſetz vom 17. Juni 1899 , die Ausführung des

Bürgerlichen Geſetzbuchs betreffend , ( Badiſches Aus⸗

führungsgeſetz )

ſind zu beachten insbeſondere folgende Beſtimmungen :

Nachbarrecht . Artikel 13. Werden zwei Grundſtücke durch
eine Mauer geſchieden , zu deren Benutzung die Nachbarn gemein⸗

ſchaftlich berechtigt ſind , ſo kann der Eigentümer des einen Grund⸗
ſtücks dem Eigentümer des anderen Grundſtücks nicht verbieten , die

Mauer ihrer ganzen Dicke nach zu erhöhen , wenn ihm nachgewieſen
wird , daß durch die Erhöhung die Mauer nicht gefährdet wird . Wird
eine Verſtärkung der Mauer erforderlich , ſo iſt ſie auf dem Grund⸗

ſtück anzubringen , deſſen Eigentümer die Erhöhung unternimmt .
Der Eigentümer des Grundſtücks , von dem aus die Erhöhung

erfolgt iſt , kann dem Eigentümer des anderen Grundſtücks die Be⸗
nutzung des Aufbaues verbieten , bis ihm für die Hälfte , oder , wenn
nur ein Teil des Aufbaues benutzt werden ſoll , für den entſprechenden
Teil der Baukoſten und im Falle einer Verſtärkung der Mauer auch

für die Hälfte oder den entſprechenden Teil des hiezu benutzten Bodens

Erſatz geleiſtet iſt .
So lange das in Abſatz 2 beſtimmte Verbietungsrecht beſteht ,

hat der Berechtigte den Mehraufwand zu tragen , den die Unter⸗

haltung der Mauer infolge der Erhöhung verurſacht .
Der Anſpruch , welcher ſich aus Abſatz 1 ergibt , unterliegt nicht

der Verjährung . Das in Abſatz 2 bezeichnete Verbietungsrecht erliſcht
durch Verzicht des Berechtigten . Der Verzicht erfolgt durch Erklärung
gegenüber dem Eigentümer des Nachbargrundſtücks .

Artikel 14. Hat der Eigentümer eines Grundſtücks vor dem

Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund des Landrechts⸗
ſatzes 663 von ſeinem Nachbar verlangt , daß er zur Erbauung einer
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Scheidewand beitrage , ſo bleiben für das Recht und die Pflicht zur
Errichtung derſelben die bisherigen Vorſchriften maßgebend .

Artikel 18. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann verlangen ,
daß auf dem Nachbargrundſtück ſchadendrohende Anlagen nicht her⸗
geſtellt oder gehalten werden , ohne daß der Abſtand , der nach poli⸗zeilichen Vorſchriften zwiſchen der Anlage und der Grenze belaſſenwerden ſoll , gewahrt iſt , oder die durch polizeiliche Vorſchriften
vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen getroffen ſind.

Zu dieſen Anlagen ſind insbeſondere Brunnen , Abtritt⸗ und
Düngergruben , Schornſteine , Feuerherde , Schmieden , Backöfen oder
andere Sfen , Ställe , ſowie Niederlagen für Salz oder Atzſtoffe zu
rechnen .

Artikel 19. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann verlangen ,
daß in der Mauer eines Nachbargrundſtücks angebrachte Sffnungen ,
welche eine Ausſicht auf ſein Grundſtück gewähren (Ausſichtsfenſter),ſowie an einer ſolchen Mauer angebrachte Balkone , Erker , Galerien ,
ferner ſonſtige eine Ausſicht auf ſein Grundſtück gewährende Anlagenim Falle einer geraden Ausſicht mindeſtens 1,80 m, im Falle einer
ſchrägen Ausſicht mindeſtens 60 em von der Grenze entfernt ſind .Die Entfernung wird bei gerader Ausſicht von der Außenſeiteder Mauer , worin das Fenſter ſich befindet , oder von der äußerſtenLinie des Vorſprungs , bei ſchräger Ausſicht von der nach der Aus⸗
ſichtsſeite gelegenen äußerſten Kante des Fenſters oder Vorſprungs
gemeſſen .

Artikel 20 . Der Eigentümer eines Grundſtücks kann ver⸗
langen , daß in der Mauer eines Nachbargrundſtücks angebrachte
Lichtöffnungen , wenn ſie die in Artikel 19 beſtimmten Abſtände nicht
haben , derart eingerichtet , werden , daß ſie im Erdgeſchoß mindeſtens
2,40 m, in den Stockwerken mindeſtens 1,80 m über dem Fußboden
des zu erhellenden Raums angebracht und verſchloſſen ſind und nicht
geöffnet werden können . ! )

Unter dieſer Höhe dürfen Anlagen , welche das Licht durchlaſſen ,
angebracht werden , wenn das Offnen und Durchblicken nicht möglich
und die das Licht durchlaſſende Subſtanz mindeſtens 2 em dick iſt .

Artikel 21 . Lichtöffnungen , Ausſichtsfenſter und andere eine
Ausſicht gewährende Anlagen , welche auf einen öffentlichen Weg
oder einen öffentlichen Platz gehen , ſind den Beſchränkungen der
Artikel 19, 20 dieſes Geſetzes nicht unterworfen .

Wenn ein Weg oder Platz die Eigenſchaft der öffentlichkeit
verliert , ſo behalten die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke
das Recht auf Fortbeſtand von vorhandenen Anlagen der inArtikel 19
bezeichneten Art und muß der Eigentümer des Wegs oder Platzes
bei ſeinen Anlagen die in Artikel 19 vorgeſchriebene Enfernung be⸗
obachten .

) Vergſitterung iſt nicht mehr vorgeſchrieben ( anders LRS .
676) . Auf Kellerfenſter findet Artikel 20 Abſ . 1 keine
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Artikel 22. Hat der Eigentümer eines Gebäudes vor dem

Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Zeitablauf das

Recht erlangt , daß zum Schutze ſeiner Fenſter Anlagen auf einem

Nachbargrundſtück einen beſtimmten Abſtand einhalten müſſen , ſo gilt
dieſes Recht als Grunddienſtbarkeit .

Artikel 23. Die Anſprüche , die ſich aus den Artikeln 19 und
20 ergeben , unterliegen nicht der Verjährung .

Artikel 24. Der Eigentümer eines Gebäudes hat die Be⸗
dachung ſo einzurichten , daß die Dachtraufe auf das eigene Grund⸗
ſtück oder auf einen öffentlichen Weg fällt oder abgeleitet wird .

9. Verordnung des Miniſteriums des Innern
und des Miniſteriums für Übergangswirtſchaft
und Wohnungsweſen vom 26 . März 1919 , den

Schutz der bei Bauten beſchäftigten Perſonen
gegen Berufsgefahren betreffend

in der Faſſung der Verordnungen des Arbeitsminiſteriums vom
4. November 1919 und 6. Mai 1920

( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1919 Seite 319 u. 535 , 1920 Seite 226) .

Auf Grund des § 108 Ziffer 5, § 116 des Polizeiſtraf⸗
geſetzbuchs , 88 120a bis d, §S 120e Abſatz 2 der Gewerbe⸗

ordnung wird zum Schutze der bei Bauten beſchäftigten Per⸗
ſonen nach Anhörung der beteiligten Berufsgenoſſenſchaften
das Nachſtehende verordnet :

J. Allgemeines .

§ 1. Alle an der Leitung oder Ausführung von Hoch⸗
oder Tiefbauarbeiten als Bauleiter , Bauführer , Unternehmer ,
Bauhandwerker , Poliere , Werkführer , Betriebsleiter , Vor⸗

arbeiter , Aufſeher oder Arbeiter beſchäftigten Perſonen ſind
verpflichtet , die nachſtehenden Vorſchriften zu befolgen und

auch , ſoweit in dieſer Verordnung beſondere Vorſchriften nicht
gegeben ſind , ihre Aufmerkſamkeit darauf zu richten , daß
Unglücksfälle auf der Arbeitsſtätte und in deren Gefahren⸗
bereich , ſowie Schädigungen der Geſundheit der auf der

Arbeitsſtätte beſchäftigten Perſonen vermieden werden .

§. 2. Betriebseinrichtungen und Maſchinen müſſen , auch
wenn ſie für längere Zeit außer Betrieb geſetzt ſind , mit den
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